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Beschlussvorschlag: 
 
„Der Rat der Stadt Hilden beschließt nach Vorberatung im Haupt- und Finanzausschuss die in vol-
lem Wortlaut vorliegende 8. Nachtragssatzung zur Hundesteuersatzung der Stadt Hilden vom 
17.11.1997 mit Wirkung vom 01.01.2015.“ 
 
 
 
8. Nachtragssatzung vom … zur Hundesteuersatzung der Stadt Hilden vom 17.11.1997 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land-Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023) und der §§ 3 und 20 Abs. 
2 Buchst. B und Abs. 3 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) 
vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610), jeweils in den zur Zeit geltenden Fas-
sungen, hat der Rat der Stadt Hilden in seiner Sitzung am … folgenden 8. Nachtrag zur Hunde-
steuersatzung vom 17.11.1997 beschlossen: 
 

§ 1 
 

Die Hundesteuersatzung der Stadt Hilden vom 17.11.1997 wird wie folgt geändert: 
 
§ 2 erhält folgende Fassung: 
 
§ 2  Steuermaßstab und Steuersatz 
 
(1) Die Steuer beträgt jährlich, wenn von einem Hundehalter oder einer Hundehalterin oder von 
mehreren Personen gemeinsam 
a) nur ein Hund gehalten wird 108,00 € 
b) zwei Hunde gehalten werden 132,00 € je Hund 
c) drei oder mehr Hunde gehalten 144,00 € je Hund  
d) ein gefährlicher Hund oder ein Hund 
 bestimmter Rassen gehalten wird 864,00 € 
e) zwei oder mehr gefährliche Hunde oder Hunde 
 bestimmter Rassen gehalten werden 1.056,00 € je Hund. 
 
Hunde, für die Steuerbefreiung nach § 3 gewährt wird, werden bei der Berechnung der Anzahl der 
Hunde nicht berücksichtigt; Hunde, für die eine Steuerermäßigung nach § 4 gewährt wird, werden 
mitgezählt. 
 
(2) Gefährliche Hunde im Sinne von Abs. 1 Buchstaben d) und e) sind solche Hunde, die 

- auf Angriffslust oder über das natürliche Maß hinausgehende Kampfbereitschaft oder 
Schärfe oder andere in der Wirkung gleichstehende Zuchtmerkmale gezüchtet werden oder 
die eine Ausbildung zum Nachteil des Menschen zum Schutzhund oder einer Abrichtung 
auf Zivilschärfe begonnen oder abgeschlossen haben, 

- sich nach einem Gutachten des beamteten Tierarztes als bissig erwiesen haben, 
- wiederholt in Gefahr drohender Weise Menschen angesprungen haben, 
- wiederholt bewiesen haben, dass sie unkontrolliert Wild, Vieh, Katzen oder Hunde hetzen 
oder reißen. 

 
Gefährliche Hunde und Hunde bestimmter Rassen im Sinne dieser Vorschrift sind folgende Ras-
sen: 
1.  Pittbull Terrier  
2.  American Staffordshire Terrier 
3.  Staffordshire Bullterrier 
4.  Bullterrier 
5.  American Bulldog 
6.  Bullmastiff  
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7.  Mastiff  
8.  Mastino Espanol 
9.  Mastino Napoletano 
10. Fila Brasileiro 
11. Dogo Argentino  
12. Rottweiler  
13. Tosa Inu 
 
sowie Kreuzungen dieser Rassen. 
 
Soweit für Hunde nach Abs. 2 der Nachweis erbracht wird, dass eine Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit nicht zu befürchten ist, kann auf Antrag die Festsetzung der Steuer mit dem Steuersatz 
nach Abs. 1 Buchstaben a) bis c) erfolgen. Die Festsetzung mit dem Steuersatz nach Abs. 1 
Buchstaben a) bis c) erfolgt ab dem Ersten des Monats, in dem der Antrag beim Steueramt einge-
gangen ist, sofern der Nachweis innerhalb von drei Monaten nach Antragstellung erbracht und 
dem Amt für Finanzservice vorgelegt wird. 
 
Für Hunde nach Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 bis einschließlich Nr. 4 dieser Satzung ist der Nachweis 
einer erfolgreichen Verhaltensprüfung durch eine Bescheinigung einer für den Vollzug des 
Tierschutzgesetzes zuständigen Behörde zu erbringen.  
 
Für Hunde nach Abs. 2 Satz 2 Nr. 5 bis einschließlich Nr. 13 dieser Satzung kann der Nach-
weis einer erfolgreichen Verhaltensprüfung auch von einer oder einem durch die Ord-
nungsbehörde anerkannten Sachverständigen oder einer von der Ordnungsbehörde aner-
kannten sachverständigen Stelle erbracht werden. 
 
Als Nachweis, dass keine Gefahr für die öffentliche Sicherheit zu befürchten ist, dient die 
Befreiung von der Maulkorbtrage- und Anleinpflicht, welche von der für den Vollzug des 
Landeshundegesetzes zuständigen Stelle - Ordnungsamt - der Stadt Hilden erteilt wurde. 
Das Vorliegen der Befreiung haben die Hundehalter bzw. Hundehalterinnen Steueramt 
nachzuweisen. 
 
 
§ 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 
(2) Wenn alle in einem gemeinsam Haushalt lebende Hundehalter bzw. Hundehalterin-
nen Hilfe zum Lebensunterhalt (§§ 27-40 SGB-XII), Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung (§§ 41-46 SGB-XII) oder Arbeitslosengeld II (§§ 19-27 SGB-II) erhalten sowie für diesen 
einkommensmäßig gleichstehende Personen wird die Steuer auf Antrag auf die Hälfte des Steuer-
satzes nach § 2 gesenkt, jedoch nur für einen Hund. Der Nachweis ist durch Vorlage der lau-
fenden Leistungsbescheide aller Haushaltsmitglieder oder eines gültigen Itterpasses zu 
führen. 
 
 
§ 8 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 
 
§ 8  Sicherung und Überwachung der Steuer 
 
(5) Bei Durchführung von Hundebestandsaufnahmen sind die Grundstückseigentümer und 
Grundstückseigentümerinnen, Haushaltungsvorstände sowie deren Stellvertreter/ Stellvertreterin-
nen zur wahrheitsgemäßen Ausfüllung der ihnen vom Steueramt übersandten Nachweisungen 
innerhalb der vorgeschriebenen Fristen verpflichtet (§12 Abs. 1 Nr. 3 a KAG NW in Verbindung mit 
§ 93 AO). Durch das Ausfüllen der Nachweisungen wird die Verpflichtung zur An- und Abmeldung 
nach den Absätzen 1 und 2 nicht berührt. 
 
 
§ 9: wird gestrichen 
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§ 10 (nunmehr § 9) erhält folgende Fassung: 
 
§ 9   Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig im Sinne des § 20 Abs. 2 Buchstabe b) des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV NW S. 712), in der zum Zeitpunkt des 
Erlasses dieser Satzung gültigen Fassung, handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 
 
1. als Hundehalter oder Hundehalterin entgegen § 5 Abs. 4 den Wegfall der Voraussetzungen für 

eine Steuervergünstigung nicht rechtzeitig anzeigt, 
2. als Hundehalter oder Hundehalterin entgegen § 8 Abs. 1 einen Hund nicht oder nicht rechtzei-

tig oder unter fehlender oder falscher Angabe der Hunderasse anmeldet, 
3. als Hundehalter oder Hundehalterin entgegen § 8 Abs. 2 einen Hund nicht oder nicht 

rechtzeitig abmeldet, 
3. als Hundehalter oder Hundehalterin entgegen § 8 Abs. 3 einen Hund außerhalb seiner/ihrer 

Wohnung oder seines/ihres umfriedeten Grundbesitzes ohne sichtbar befestigte gültige Steu-
ermarke umherlaufen lässt, die Steuermarke auf Verlangen des/der Beauftragten der Stadt 
nicht vorzeigt oder dem Hund andere Gegenstände, die der Steuermarke ähnlich sehen, an-
legt, 

4. als Hundehalter/Hundehalterin, Grundstückseigentümer/Grundstückseigentümerin, Haushal-
tungsvorstand oder deren Stellvertreter/Stellvertreterin entgegen § 8 Abs. 4 nicht wahrheits-
gemäß Auskunft erteilt, 

5. als Grundstückseigentümer/Grundstückseigentümerin, Haushaltungsvorstand oder deren 
Stellvertreter/ Stellvertreterin entgegen § 8 Abs. 5 die vom Steueramt übersandten Nachwei-
sungen nicht wahrheitsgemäß oder nicht fristgemäß ausfüllt. 

 
 
 

§ 2 
 

Dieser 8. Nachtrag zur Hundesteuersatzung tritt mit Wirkung vom 01.01.2015 in Kraft. 
 
 
 
Erläuterungen und Begründungen: 
 
Die Hundesteuersatzung der Stadt Hilden vom 17.11.1997 wurde zuletzt mit Wirkung ab 
01.01.2013 geändert. Diese Änderung beinhaltete eine Erhöhung der Hundesteuersätze zwischen 
7,5 % und 9 %. 
 
Wie aus der nachstehenden Tabelle (Anlage 1) ersichtlich ist, erhebt die Stadt Hilden im Vergleich 
zu den übrigen kreisangehörigen Gemeinden derzeit Hundesteuersätze im geringen Mittelfeld. 
Zur Einnahmeverbesserung, insbesondere angesichts der grundsätzlich äußerst schwierigen 
Haushaltslage der Gemeinden, regt die Verwaltung eine maßvolle Erhöhung der Hundesteuersät-
ze an. 
Empfohlen wird eine Erhöhung von 1,00 €/ Monat, insgesamt 12,00 € pro Hund und Jahr, damit 
die Hundesteuersätze weiterhin durch zwölf teilbar sind, um die Bestimmungen der Hundesteuer-
satzung über Beginn und Ende der Steuerpflicht berücksichtigen zu können. 
Dies bedeutete im Einzelfall eine Erhöhung zwischen 9,0 v. H. und 12,0 v. H.. 
 
Für gefährliche Hunde oder Hunde bestimmter Rassen mit den erhöhten Hundesteuersätzen wird 
eine Erhöhung von 8,00 €/ Monat, insgesamt 96,00 € pro Hund und Jahr empfohlen, welches einer 
Erhöhung um 10,0 v. H. bzw. 12,5 v. H. entspricht. 
 
Mit dieser Erhöhung wird die Stadt Hilden weiterhin überwiegend unterdurchschnittliche Hunde-
steuersätze erheben. 
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Des Weiteren hat sich die bisherige Regelung des § 2 Abs. 2 Sätze 5 und 6, in dem Ausführungen 
zum Nachweis, dass von gefährlichen Hunden und Hunden bestimmter Rassen keine Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit zu befürchten ist, als nicht praktikabel erwiesen. 
Es wird verwaltungsseitig empfohlen, in diesem Zusammenhang auf die seitens für den Vollzug 
des Landeshundegesetzes zuständigen Stelle der Stadt (Ordnungsamt) erteilte Befreiung von der 
Maulkorbtragepflicht- und Anleinpflicht abzustellen. 
 
Darüber hinaus sind die bisher in § 9 enthaltenen Regelungen zu Rechtsmittel und Zwangsmaß-
nahmen seit geraumer Zeit nicht mehr in der Mustersatzung des Städte- und Gemeindebundes 
Nordrhein-Westfalen enthalten, da die Verwaltungsgerichtsordnung und das Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetz auch ohne ausdrückliche Nennung in der Hundesteuersatzung entsprechend anzu-
wenden sind. Vor diesem Hintergrund kann § 9 (Rechtsmittel und Zwangsmaßnahmen) gestrichen 
werden. 
Die Hundesteuersatzung wird entsprechend umformuliert, sodass der bisherige § 10 (Ordnungs-
widrigkeiten) neuer § 9 wird. 
 
Ebenso entfiel in der Mustersatzung des Städte- und Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen, der 
Ordnungswidrigkeiten-Tatbestand, dass ein Hundehalter entgegen der Verpflichtung zur Abmel-
dung eines Hundes einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig abmeldet. In diesem Fall ist der Tatbe-
stand des § 20 Abs. 2 Buchstabe b KAG (Leichtfertige Abgabenverkürzung und Abgabengefähr-
dung) nicht erfüllt, da es nicht zu einer Abgabengefährdung- oder verkürzung kommt sondern die 
nicht rechtzeitige Abmeldung von Hunden zu erhöhten Hundesteuerbescheiden führt. Der bisheri-
ge § 10 Nr. 3 kann gestrichen werden. 
 
Abschließend wurden auch formale und redaktionelle Änderungen zur Anpassung an die Hunde-
steuer-Mustersatzung des Städte- und Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen vorgenommen. 
 
Die Änderungen sind in der 8. Nachtragssatzung zur Hundesteuersatzung kursiv gedruckt. 
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Finanzielle Auswirkungen    
 

Finanzielle Auswirkungen (ja/nein) ja 

Produktnummer / -bezeichnung 160101  

Investitions-Nr./ -bezeichnung:   

Haushaltsjahr: 2015 

Pflichtaufgabe oder 
freiwillige Leistung/Maßnahme 

Pflicht- 
aufgabe 

 
(hier ankreuzen) 

freiwillige 
Leistung 

 
(hier ankreuzen) 

 

 
Die Mittel stehen in folgender Höhe zur Verfügung: 

Kostenträger Bezeichnung Konto Bezeichnung Betrag € 

     

     

     

 
Der Mehrertrag besteht in folgender Höhe: 

Kostenträger Bezeichnung Konto Bezeichnung Betrag € 

1601010060 Hundesteuer 403200 Hundesteuer + 33.500,00 
p. a. 

     

     

 
Die Deckung ist gewährleistet durch: 

Kostenträger Bezeichnung Konto Bezeichnung Betrag € 

     

     

     

Stehen für den o. a. Zweck Mittel aus entsprechenden 
Programmen des Landes, Bundes oder der EU zur Ver-
fügung? (ja/nein) 

ja 
 

(hier ankreuzen) 

nein 
 

(hier ankreuzen) 

Freiwillige wiederkehrende Maßnahmen sind auf drei Jahre befristet. 
Die Befristung endet am: (Monat/Jahr) 

 
 

Wurde die Zuschussgewährung Dritter durch den An-
tragsteller geprüft – siehe SV? 

ja 
 

(hier ankreuzen) 

nein 
 

(hier ankreuzen) 

Finanzierung: 
Der Mehrertrag aus der Hundesteuererhöhung wurde in den Haushaltsplanentwurf 2015 ein-
gearbeitet.  
 
 

Vermerk Kämmerer 
Gesehen Klausgrete  
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